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SMRLÄNDISCHES OBERLANDESGERICHT 

URTEIL 

Im Namen des Volkes 

In dorn einstweiligen Veflgungsveriahren 

I. 

der Kerstin S~hrnidt, D~rfstraße 15 in 18059 Papendorf. 

VerFOgungsklägerin zu I) und Beruflingsverfilgungsbeklagte, 

2. 
des Dr. Uwe Schrqdsr, Unter den Wellenniänden 254,39387 Wulferstedt, 

Verfiugungskläger zu 2) und BerufungsverfügunpsWklagter, 

Prozessbevollmächtigte zu 1, 2: 
Rechtsanwalünnen und Rechtsanwalte Kropf & Rehberger, Hindenbufg'gstraße 59, 
Ci61 19 Saarbrücken, 

den Jörg Bergstedt, Ludwigstraße 1 I in 35447 Reiskirchen-Saacen 

- VerfIIgungsbeklagbr und Berufungsve~gurigskläger 

I Prozessbevollm~~tigti; 
Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalte Dbhmer und Steinbach, Bleichsbae 34, 
35390 Gießen, 
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hat der 5. Zivilsenat des Saarllndischen Oberlandesgerichts unter Mitwirkung des 

Präsidenten des Oberlandesgerichts Prof. Dr. Rixecker und der Richterinnen am 

Oberlandesgericht Dr. MUller und Dr  E~kstein-Puhl aufgrund der mUndllchen 

Verhandlung vom 10,Sephmber 2012 

für Recht erkannt: 

Das Urteil des Saarländischen Oberlandesgerichts vom 25. Au~ust 2010 - 5 U 
251t10 - wird wie folgt abgeändert und. neu gefasst: 

Unter Abänderung des Vers3urnnifiurteile des Landgerichts Saarbrücken vom 
12.10.2009 - 9 O 298/09 - wird der Verfügungsbeklagte verurteilt es zu 
unterlassen zu behaupten, 

a. dle Verfüfügungakläger gehdrten einer Seilschaft für 

Förderrnittelveruntreuung sn, 

b. die Verfügungskläger beabsichtigten, in Oplingen ein neues Eldorado 

für Geldwäsche entstehen zu lassen, 

c. das AgroBioTechnikum, dessen Geschtifkführerin die 

Verfügungsklägerin zu 1) sei, diene vor allem „der Veruntreuung großer 

Mengen von Stsusrgeldern", 

d. die FSloTeechFarm in Üplingen, deren Geschäfisführerin ebenfalls die 

Veriügungsklagerin zu I) sei, sei "wichtig zur Wäsche von 

Stcuegeldern in einem uniibersichtlichen Gewirr von Firmen". 

2. 

Im Übrigen wird der Antrag auf Erlass einer einsiweillgen Verfügung 

abgewiesen. 

3. 

Dem VerFUgungsbeklagten wird angedroht, dass für jeden Fall der 

Zuwiderhandlung gegen die in Ziffer I ausgesprochene Verpflichtung ein 

Ordnungsgeltl bls zu 1000 C und fur den Fall, dass dieses nicht: beigetrieben 

werden kann. Ordnungshafl bis zu einsrn Monat festgesetzt werden kann. 
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4. 

Die durch die Säumnis des Varfügungsbeklagten sntstandenen Kosten trägt 

dieser selbst. Von den Kosten des Rechtsstreik im Übrigen tragt der 

Verfügungabokhgte 34 %, die Verfügungskiä~er tragen je 32,6 %. 

Die Verfügungskläger (Klager) verlangen von dem Veriügungsbeklagten (Beklagten) 

verschiedene Äußerungen ZU unterlassen, die in dessen bundesweit verbreiteter, 

auch im lnternet verfügbarer Broschore "QrganisieTte Unverantwodlichkeit" enthalten 

sind. In dieser Schrift setzt sich der Beklagte kritisch mit den Problemen und 

Gefahren sowie der staatlichen Förderung des Einsatzes der Gentechnologie in dar 
AgrarWirtschall auseinander, zeigt aus seiner Sicht bestehende personelle 

Verflechtungen zwischen staatlichen Ahichkbehörden, Institutionen der 

landwirtschafflichen Forschung und AgrarIndustrie auf und behauptet einen 

Missbrauch öffentlicher Gelder. Die Klägerin. zu 1) ist Geschaftsffihrerin zweier 

Unternehmen, die sich der Erforschung und Nutzung der Gentechnologie Und ihrer 

Iristrumente in der Agraiwirtxhaft verschrieben haben. Das eine. die Firma biavativ 

GmbH, führt irn AgrnBloTechnikum, einem gsmelndeelgenen Kompetenz- und 

Gründemntrum in Groß LOsWvitz in Meckienburg-Varpommern, 

Frelsetzungsversuche mit gentschnlsch veranderten Pflanzen durch. Das andere, die 

BidTechFarrn GmbH Co. KG in uplingan in Sachsen' Anhalt, betreibt weiiere 

VersuchsfiBchen und einen Schaugarten, in dem neu entwickelte Wanzen vorgeführt 

werden. 

Der Klager t u  2) war von 2002-2006 und von 2008-201 1 Abgeordneter des Landtags 

von Sachsen-Anhalt. Er war zur Zeit der Einleitung dieses Verfahrens Vorsitzender 

des Vereins InnoPlanta e.V. In Gakrsleben, der Unternehmen und Institutionen, die 



sich der Pflanzenbiot~chnalogie und der - auch gentechnolmischan - Pflanzenzucht 

widmen, unterstützt. 

In der Broochore bezichtigt der Beklagte die KlBger irn Fiiaßtext und unter Beifügung 

von Lichtbildern ihrer Personen, 

(1) sie beabsichtigten, „~feuemittel in eine Zentrale für Genetikpropaganda 

und undurchsichtige Firmengeflechte zu verschieben", 

(2) sie gehörten einer Seilschaft für FBrdsrmitieiveruntreuun&l an, 

(3) sie beabsichtigten, In Oplingen ein neues Eldorad~ für Geldw&che 

entstehen zu lasaari, 

(4) sie seien rilcksichtslos und profitorientiert, 

(5) sle wurden fUr ihre dubiosen Fimenkonrj~wkia umfangreiche Firmen- und 

Steuergelder einsacken, 

(6) sie seien Angehtitige einer "Gentachnikmafia", 

(7) das AgroBioTechnikum, dessen Oeschäfisführerin die Veifilgungskliigerin 

zu 1) sei. diene vor allem "der Propaganda und der Veruntreuung großer 

Mengen von Steuergeldern", 

(8) die BioTechFatm in Oplingen, deren Geschäftsführerin ebenfalls die 

Verfügungsklägerln zu 1) sei, sei "wichtig zur Wäsche von Steuergeldern in 

einem unUbersicMlichen Gewirr von Firmen", 

(9) dar VeifUgunpskläger zu 2) sel der "Macher aus dem IPK-F112 In 

Gatersleben, 

(10) der Verfilgungsklägrr zu 2) habe Demonstranten .gekauft". 

Die Kläger haben sich durch diese Außerungen in ihrem Ansehen ~eschädigt 

gesehen. Ihnen ssien verBchtliche und sogar kriminelle Handlungen vorgeworfen 

worden. Sämtliche Behauptungen seien, soweit es slch um Tatsachenbahauptungen 

handele, unwahr. Soweit sie Msinungsäukrungen darsteliten, fehle es an einem 

berechtigten Interesse der bffentlichkeit, well Scharfe und IntensitLlt der Darstellung 

vßllig außer Verhältnis zu einem möglichen Interesse der Oflentlichkeit an der 

Verbreitung von InformMionen ober die Förderung des Einsatzes gentechnisch 

behandelter Pflanzen stunden. Irn ubrigen handele es sich bei ihnen zwar um 

Unternehmer, nicht aber um Personen elnes tiffentlichen Inlresses. 
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DemgegenUber hat der Beklagte eingewandt, alle seine Außerungen beruhten auf 
sorgfältigen Recherchen und seien uneingeschr%lnkt beweisbar. 

Das Landgericht Saarbrkken hat den Beklagten durch Beschluss vom 20.9.2009 im 
Wege der einstweiligen Verfügung verurteilt, dis von den Klägern beanstandeten 

Behauptungen zu unterlassen und diesen Beschluss auf den Widerspruch des 

Beklagten hin durch VsrsBumnisurteil vom 12.10.2009 beststigt, das es auf den 

Einspruch des Beklagten hin durch Utteil vom 26.4.2010 aufrecht erhalten hat. 

Das Saarl4ndische Oberlandesgericht hat durch Urteil vom 25.8.2010 auf die 

Berufung des Beklagten hin den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung 

zurückgewiesen, weil es die beanstandeten Äußerungen des Beklagten im 

Wesentlichen als Meinung6kundgaben betrachtet, das Vorliegen einer Schrnähkritik 

verneint und irn Rahmen der Abw5igung zwischen den Percdnlichkeitsrechten der 

Klager und der Redefreiheit des Beklagten dieser den Vorrang zugesprochen hat. 

Dieses Urteil hat das Bundesveffassungsgericht durch Beschluss vom 7.12.2011 

- I BvR 2678110 - insowelt aufgehoben, als der Antrag auT Erlass einer einstweiliQen 

VelfUgung, folgende Bshauptuhgen zu unterlassen, ZurUckgewiesen worden war: 

die Kläger gehdrten einer Seilschafi für FLT'rdermi~elveruntreuung an, 

dle Klager beabsichtigten, in Opllngen ein neues Eldorado für Geldw#sche 

entstehen zu lassen, 

b aas AgroBiaTechnikum, dessen Geschäfisführerin die Kltigerin zu 1 )  sei, 

diene vor allem "der Prapaganda und der Veruntreuung 0rol3er Mengen von 

Steuergeldern", 

die BioTechFarm in Uplingen. deren Geschäfisführerin ebenfalls dle Klagerin 

zu 1) sei, sei "wichtig zur Wasche von Steuergeldern in einem 

unübersichtlichen Gewirr von F irmrn". 

Es hat den Rechtsstreit insoweit zur srneuten Verhandlung und Entscheidung an das 

Saarlandiache Oberlandesgericht zur0ckvetwlesen. 
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Zur Begründung hat das Bundesverfaesungqiricht ausgeführt, die genannten 

Behauptungen stellten zwar - tatsächliche Elemente enthaltende - 
MelnunpäuMrungen dar, die keine Schmähkritik bedeuteten. Jedoch komme es fOr 

die Abwaung zwischen dem Gewicht der Meinungsäußerungsfreiheit des Beklagten 

und dem Persönlichkeitsrecht der Kläger auf die .Erwaislichkeit" (des 

Tatsachenkems) „seitens des Äußarnden" an, also darauf, ob die Verwendung der 

den Klägern oder ihren Unternehmen zugewandten fiffenflichen Mittel „in irgbndeiner 

Weise rechtswidrig, wann nicht sogar strafbar" gewesen sei. 

Der Send hat im Anschluss daran den Beklagten darauf aufmerksam gemacht, dass 

es - in Bezug auf die noch streitigen Behauptungsn - teilwelse an hinreichend 

aubsintiiertem Vorbringen, an Anknüpfungstatsachen und an Belegen fehle, die Art 

und Weise seines schrifisiitzlichen Vorbringens teilweise mit zivilprozessualen 

Geboten nicht vereinbar sei, und i n  dem Hauptsacheverfahren Beweis durch 

schriftliche Vemehmunp der Zeugen Prof. Dr. Kogel und Prof. Dr. Sonnewald 

erhoben. Mft der Verwertung dieser Verhandlungen des Hauptveffahrens haben sich 

die Parteien einverstanden: erklärt. 

Dar Beklagte hat unter Bezugnahme auf sein bisheriges schriRsi¶tzliches Vorbringen 

und dortige Beweisangebote - Im Wesentlichen erneut - vorgetragen, die Richtigksit 

seiner Angaben ergebe sich aus seiner Broschüre und den dort genannten Quellen 

sowie dem von ihm als Anlage zur Antrags~rwidening überreichten Ordner mit 

Belegen. Dabei steht im Zentrum seines Vorbringens, daos die Unternehmen der 

Klägerin zu I )  ljffentliche Mittel beantragt und erhalten hätten, die nicht den 

staatlichen Färderrichtlinien gemla verwendet worden seien. Ihre Forschungen seian 

überwiegend nur Slmulationen oder hätten gar nicht stattgefunden. Die Einriehtungsn 

des AgroBioTe~hnikurns seien von der Klägsrin zu I) im zeitlichen Und sachlichen 

Widerspruch zu den Benutzungsbedingungen in Anspruch genommen worden. Zur 

Verschleierung der wahren Empfänger von Subventionen selen Universitäten als 

Antrags&llsrlnnen den staatlichen Behbrden gegenllber aufgetreten. 

Die Klägkr sind dem - knapp - entgegengetreien. 
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Der Senat nimmt Bezug auf den Inhalt der gewechselten Schriftsltre und ihre 

Anlagen sowie auf die die schriftlichen Aussagen der in dem Rechtsstreit 5 U 241110 

vernommenen Zeugen. 

Der Antrag der Kläger auf Erlass einer einstweiligen VerfUgung ist - soweit er nicht 

durch das Urteil des Saarländischen Oberlandesgerichts vom 25.8.2010 rechtskräftig 

abgewiesen worden Ist - nämlich die Äukrungsn des Beklagtan zu 1 , 4 ,  5,6 und B 

betreffend - auf der Grundlage der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

vom 7.12.201 1 - 1 BvR 2878110 -weit überwiegend begründet. Zur deklaratorischen 

Kldrstellling und iiri Hinblick auf die Notwendigkeit einer neuen Kostenent9cheidung 

ist da$ Urteil insgesamt neu gefasst worden. 

Die Kläger können von dem Beklagten nicht verlangen, dass ar die Äußeningen zu 

1,4, 5, 6, 9 und 10 unterlässt. Ihr Antrag auf Erlass einer einstweiligen Veifiigung ist 

insoweit rechtskräffig abgewiesen worden. 

Dis Klsger konnen von dem Beklagten nicht verlangen. dass er es unterlässt zu 

behaupten, das AgroBioTechnikum diene vor allem „der Propaganda'. 

Das BundesverFassungsgericht hat allerdings die Abweisung des Antraps auf Erlass 

einer einstweiligen Veriiigung, die Äußerung zu unterlassen, das AgroBioTechnikum, 

dessen Eeschäffsluhrerin die Kbgerin zu 1) sei, diene vor allem .der Propaganda 

und der VerunireuufIQ großer Mengen von Steuergsldern" beanstandet. Insoweit sei 

eine orneute AbwBgung zwischen der Meinungs~ußerungsfreiheit des Beklagten und 

dem Personllchkeltsrecht der Klagerin zu 1) auf der Grundlage von Feststellungen 

vorzunehmen, ob der Äußerung ein von dem Beklagten beweisbarer tatsächlicher 

Kern zugrunde liegt. 



15-0K7-21312 10: 25 Uon: 

Das betrifFi jedoch erkennbar nur die Bezichtigung der ,,Veruntreuung groBer Mengen , 

von Steuergeldemu, weil das Bundesverfassungsgericht datauf abstellt, die Vorwürfe 

des 'Beklagten wiirfen dar Klägerin zu I) ein „rechtswIdrlges wenn nicht gar 

stt&bareS Verhalten" vor. .Propagandau ist als solche nicht recht3wldrig oder gar 

strafbar. Vielmehr handelt es sich bei ihr um die zielgerichtete, werbende und 

regelmäaig manipulatlve Mittel verwendende Beeinflussung der vornehmlich 

politischen und sozialen Sichtweisen von Menschen. Die Bezeichnung der 

Verbreitung tatsächlicher oder vermeintlicher Erkenntnisse zu dem Zweck, die 

Zustimmung Drltter zu erreichen, als Propaganda ist daher weitgehend allein V6n 

einer Werkung geprägt. Ihr t@tsschllcher Kern beschranltt sich auf den Umstand, dass 

ein Betroffener von dem ÄuQemden beanstandete Informationen und 

Einschätzungen mit Intensitiit und System verbreitet und appelliert sie zu befiltworten 

und zu unterstoaen. 

Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass auf den Liegenschaften des 

AgroBioTechnikums unter Beteiligung eines Unternehmens, deren Geschiifkführerin 

die Klägerin zu 1) ist, Informationen ubar die so pnannte "GrUne Gentechnik" Dritten 

angeboten und für diese Technologie intensiv geworben wird. Gleichfalls unstreitig 

ist, dass die Anwesen und Einrichtungen Kritikern nicht zur Vetfilgung gestellt 

worden sind. Wenn unter diesen Umstanden der Beklagte von Propaganda spricht, 

halt sich das im Rahmen desjenigen. was angesichts das hohen öffentlichen 

Interesses an der genetischen Beeinflussung der Pflanrenzucht trotz des in 

~wiscern MaRe abwertenden Klangs der Bezeichnung von der 

Meinungs~uBerungsfreihet des Beklagten gedeckt wird. 

Allerdings hat der Beklagte die Bezeichnung von htigkeiten auf dem 

AgroBioTechnikum als Propaganda nicht isoliert verwendet, GnindsBtzlich kann bei 

komplexen Außerungen aber nur Unterlassung der Äußerung insgesamt verlangt 

werden Ihre einzelnen Bestandteile zu sezieren und auf ihre Zul$issigkeit im Lichte 

des Pers(inlichkeikrechts eines Betroffenen hin zu untersuchen ist einem Gericht 

nicM erlaubt. Daraus darf aber nicht der Schluss Oezogan werden, dass Äußerungen, 

die auch im Lichte des Persönlichkeikrechtfi eines Betroffenen von diesem 

hinzunehmende Bestandteile enthalten, zugleich aber auch solche, die er nicht 

dulden muss, nur insgesamt oder gar nicht untersagt werden durfen. WUrde den 
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Beklagten die Äukrung, das AgroBioTechnikum diene vor allem '"er Propaganda 

und der Varunfreuung großer Mengen von Steuergeldern" insgesamt verboten, wäre 
er gehindert, , , künftig die aus mchtlicher Sicht hinzunehmende Beaaichnung des 

. . 
dortigen I~ormation$h~ndeIn$ als "Propaganda" zu verwenden. Das würde eine 

unrerh~ltnismäßige Beschrankung seiner Meinung$äubrungsfrelhe[t darstellen (vgl. 
, , 

! zur Untersagung der Wiederholung einzelner Textstellen BGH Urt.v. 3.6.1975 - VI 

ZR 123174 - .StudiobUhne"; zur Notwendigkeit hinreichender Bestimmthsit eines 

Unterlasungsgebots bei Untersagung der Wiederholung einzelner Texlkile OLG 

K6ln Uri.v. 12.4.2011 - i 5  U 181110 - jurls; vgl. i.Ü. G~itinglScherWSeitzI~~HuttPn, 

Handbuch dee Persr)nllchkeikrecht~, 5 47 Rdn.29). 

il 111. 

! Die Kldger kbnnen von dem Beklagten verlangen, dass er die Außerung unterissst, 
. . sie beabsichtigten, in Üplingen ein neuea Eldomdo für Geldwäsche entstehen zu 
! lassen. 

Kommt es - auf der Grundlage dar Entscheidung das Bundesve~sgungsgerichk 

vom 7.12.2011 - dimuf an, ob der Beklagte einen tats8chlichen Kern der 

Bezlchtlgung der (baabaichtlgten) Geldwäsche dargelegt und bewiesen hat, gilt es 

zunächst zu ermitteln, was als tatsächlicher Kern des Begriffs der Geldwäsche 

unabhangig von den Objektiven und subjektiven Voraussahungen des 

f i  
Straftatbestandes des 261 SiGB zu betrachten ist, Dabei kommt es - nicht anders 

als bei dem Veriangen, ehrenruhige Tatsachenbehauptungen zu unterlassen - nicht 

darauf an, was der Beklagte als Äukrnder darunter verstanden hat, sondern darauf, 

welcheh Sinn der tatsächliche Kern der Äußerung nach dem Verstandnls eines 

unvoreingenommenen und verständigen Durchschnittspuhlikums hat (zum 

Interpretationshorizont von Tatsachenbehauptungm BVerfG Bet8chl.v. 25.10.2005 - 
1 BvR 1696108 - BvetfGE 114, 339 ff. - ,,StolpeU). 

Danach unterscheidet sich der Vowurf der "Geldwhsehd' signifikant van den 
I Vorwürfen der Veruntreuung von Fbrdsrrnitteln oder der 'Wäsche von 

Steuergeldern". Dar durchschnittliche ventandige Hbrer oder Leser des Vatwurfs der 

"Geldwäsche" wird damit als solches unauff~lllge Geschäfte verbindbn, die der 
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Verschleierung der Erlöse aus einem bestimmten - nicht lediglich betrllgerischem - 

kriminellen Verhalten und ihrer Elnschleusung in den legalen Galdkreislauf dienbn. 

Er wird unter "Geldwaxhen nicht SGhOn die durch Täuschung bewirkte 

Subvontionierung eines Vorhabens oder die zweck- oder gar rechtswidrige 

Verwendung von Fördermitteln verstehen. 

Das verkennt der Beklagte, wenn er in seinem ihm nicht nachgelassenen Schriftsatz 

vorn 26.9.2012 vorbringt, dass eine "Verlaganing der entsprechenden AMivitAten" 

aus Groß LUsewitz nach Üplingen geplant gewesen sel und in Graß Lüsewitz "Gelder 

aus illegalen Quellen, nämlich der Simulation von Versuchen zum Zwecke des 

Elnstreichsns „der Fbrdarmittel" in Groß Liloewitz stattgefunden hat. Solche 

Vorgänge etfllllen gerade nicht die Kriterien des tatsächlichen Kerns des Begriffs der 

"Gsldwäsohe", sondern allenfallo jene des betrilgerieichen Erwirkens einer 

Subventionierung oder Ihrer veruntreuenden Verwendung. Der Beklagte behauptet 

also selbst nicht, dass die der Klaperin tu 1) zugeflossenen Gelder aus bestimmten 

schwerwiegenden Straftaten wie dem Drogen- oder dem Waflenhandsi stammen. 

Da sa an einem von dam Beklagten dargelegten und bewiesenen tatsachlichen Kern 

des Vorwurfs der "Geldwäsche" fehlt. muss die Abwägung - auf der Grundlage dar 

Entscheidung des BundesverFassungsgerichts vom 7.12.2011 - von vorneherein 

zulasten des Beklagten iusfallen. Das beruht darauf, dass die Beeinträchtigung des 

Percttnlichkaitsrechts der Klagerin zu 1) erheblich Ist, weil ihr ein bestimmtes, Ins 

Gewicht fallendes und den Makel schwerer Kriminalität tragendes (beabsichtigtes) 

Verhalten vorgeworfen wird, das Gewicht der fijr den Beklagten' streitenden 

Meinungsäu!&rungsfreiheit jedoch allein schon deshalb geringer ist, weil er für den 

konkreten Vorwurf ksirierloi tatsächliche Anhaltspunkte vorbringen konnte. 

IV. 

Die Klager konnen von dem Beklagten auch die Unterlassung der weiteren noch 

streitigen Behauptungen verlangen. Dabei geht es im Wesentlichen um den Vorwurf 

der Veruntreuung von Fdrdennitteln oder SZeuergeldern und ihrer rechtswidrigen 

Verteilung - so kann der Begriff der von der "GeldwAache" zu unterscheidenden 

"Wasche" ausgelegt werden - In elnem unübersichtlichen Gewirr von Firmen. Diese 
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Äullerungen stellen war Meinungiäußerungen dar, die nicht schon eine von 
vornherein unzulässige Schmähkritik enthalten, wohl aber einen tatsdchllchen Kern 

der rechtswidrigen wenn nicht sogar $trafbaren Mittelverwendung durch die Kläger 

haben. 

1. 

Das Vorliegen dieiee tatsächlichen Kerns hat der Beklagte nicht, wie ihm obliegt und 

wle es fOr das Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung genUgen wurde, 

glaubhafl gemacht. Glaubhafi gemacht i.S.d. $294 Abs. I ZPO, 8 920 Abs. 2, 5 936 

ZPO ist ein tatsächliches Vorbringen nur dann, wenn es nach dem gesamten Inhalt 

der Verhandlungen Ubanniiegend wahrscheinlich ist (MurrielakiWuber, ZPO, B.Aufl., 5 
294 Rdn. 3 m.w.N.). Davon kann nicht ausgegangen werden. 

Zur Glaubhafimachung kann sich der Beklagte nach 8 294 Abs. 2 ZPO nur pasenter 

Beweismittel und der Versicherung an Eides etat! bedienen. 

(aa.) Damit sind sämtliche Beweisangobote des Beklagten, die die Einholung eines 

Sachversl~indigengu~chtenc erbitten, von vornherein zur Uberzeupungcbildung 

unzuiässlg. Daher kann dahinstehen, dass die Beweishngebote insoweit euch 

ungeeignet sind, well sie weitgehend keine dem Sachverständigenbewels 

zuggngli~hen Fta$en betreffen ("Es handelt sich eindeutig um Babug"; 'die 

Zusehllsse werden veruntreut"; "denkbare Fehler b d  Antragstellung, Genehmigung 

und Oberwachung machen die vsrwaltungsrechtlichsn Bescheide möglicherweise 

rechtswidrig oder das Verwaltungshandeln fehlerhaft"; "die falschan Angaben 

hinsichtlich der Forschungsziale sind bewusst erfolgt um bei Genehmigung- und 

F6rderungsantraggsveffahren bessere Chancen zu haben"; „Geldquelle ... ist das Bio 

Sicherheitsprogirimm"; "diesei musste aber der Begleitforschung der Pflanzen 

dienen, die schon rnarktreif sind"; Produktentwicklung „unter dem Deckmantel der 

Risiko-Begleitforschung"; es "werden bereits vorhandene Firmen "durchgefüttert": 

bestimmte Firmen kirnen "ohnehin nicht flir eine Ansiedlung in einem 

Gründanentrum infrage"; es handele sich "um den bundesweiten Treffpunkt der 

Genkhnlk-Seilschaften": die Räume würden von der „BiaTechFamd' verwaltet: 



Geldempianger und Vercuchsdurchführende seien in den Genahmlgungsanträgen 

verschleiert; Universltaten stellten Antrage; Versuchsdurchfdhrende seien bestimmte 

Firmen; Genehmigungen seien betrügerisch enniorben worden; es liege Betrug und 

V@tuntt%uurig vor; es könne keine Rede davon sein dass der Nachweis LlafOr nicht 
schon geffihrt sei (!); der Nachweis werde auf bestimmte Quellen gestiitzt (!); 

Nachweise fänden sich in bestimmten Teilen dar Akten (I)) .  Keine einzige dieser 

Behauptungen ist sachverständiger Begutachtung - wie der anwaltlich vertretene 

Beklagte wlssen muss - zuganglich. Im Übrigen fehlt es für alle welteren unter 

Sachverst#ndigenbiweis gestallten Behauptungen an den dem Sachverständigen 

zwingend durch des Gericht vorzulegenden AnknUpfungstatsachen, die als solche 

bewiesen sein oder unter geeigneten. zivilprozessual zulässigen Beweis gestellt 

werden rnussen. 

(bb.) Soweit sich der Beklagte zur Glaubhaftmachung bestimmter Behauptungen in 

seinen Schriftsätzen oder durch Verweis auf Fußnoten in. seiner Broschüre auf 

lnternetsaiten bezieht, ist selne Darlegung - worauf hingewlesen wurde - 
rivilprozessu~l nicM statthaft. Inhalte von Inwmetseiten k4nnen zwar unter 

bestimmten Voraussetzungen die Qualitht der Offenkundigkeit von Tatsachen 

begrllnden (5 291 ZPO). Das ist aber nur dann der Fall, wenn sie zuverlässige 

Quellen darstellen, aus denen sich eine beliebig große Menge von Personen ohne 

besondere Recherche und PrOfunQ der Validität unterrichian kann (OLG FrankFurt 

NJW-RR 2008, 1194 - zu bestimmten Produkieigenschafien nach den 

Herstellarangaben auf dessen Internetseite; OLG Düsseldorf NJW-RR 2007, 1619 - 
zu den Regeln eines Sporhrerbandea). Anders Ist es, wenn es sich um Publikationen 

handelt, die - wie die vom Beklagten mehrfach in Bezug genommene Quelle 

www.biotech-seilscm - letztlich nichts anderes darstellen i l s  eine von elnem 

bestimmten Interesse geleitete virtuelle Wiederholung seines eigenen Vorbringens. 

! 
Davon abgesehen ergibt sich die Ungeeignethelt derartiger Quellenangaben zur 

. i Glaubhaftmachung daraus, dass die Inhalts einer solchen lnternetpublikation im 
i i 
. ! . . Laufe der.Zeit ver8nderbar sind und im Obrigen, wie die von dem Beklagten zu einer 

selner Thesen in Bezug genommene Homepage www,biouativ.de zeigt , offenbar 

auch tatslchlich verkindert worden sind; Die von dem &klagten als dort lesbar 
i l  

bezeichneten Informationen zu den beabsichtigten gent~chnischen Versuchen (die 

. . . . 



die Kläger allerdings unzulassiger- und merkwllrdiperweise mit einer Art 

„Nichfwissen" bestritten haben (Seite 3 des Schriftsatzes vom 3,9.2012) ) sind bei 

Aufruf der Seite dort nicht mehr enthalten. Zwar kann die inhaltliche Geschichte einer 

lnternetpubllkation mit erhebllchsm Aufwand durch Recherchen - jedenfalls im 

Wesentlichen - nachvollzrigrn werden. Dazu bedürfte es aber eines sachlich und 

zeitlich und nach der Recherchequelle konkretisierten Beweisantrags, dem im 

Verfahren des Erlasses der einstweiligen VerfOgung ohnehin nicht nachgegangen 

werden dürfte. 

Schließlich darf sich keine Partei eines Zivilprozesses ganz altgemeln auf 

umfangretche Inhalte ein anderen Orten beziehen und es dem Gericht Obertassen, 

sich die ihre Behauptung betreffenden Taxtsteilen herauszusuchen. 

(dd.) Soweit sich der Beklagte zur Glaubhiflmachung verschiedener Behauptungen 

auf ~r rn i t t lun~b oder VewaltungsaMen bezieht, ist dies gleichfalls unzulassig. 

Solche Antrage genügen grundsäklich nicht den gesetzlichen Erfordernissen, wenn 

eine Partei, wie hier, n i~h t  naher bezeichnet, welche konkreten, in solchen Akten 

enthaltenen Urkunden sie für erheblich hält (BGH, Urt.v. 9.6.1894 IX ZR 125103 - 
NJW 1094,1405). 

(ee.) Schließlich ist auch die Annahme des Beklagten veriehlt, er könne seine 

~ehauptunpn belegen durch Vorlage eines Konvoluts von Dokumenten, Kopien aus 

Zeitschriften, urnf~ngreichen und weit über die streitigen Behauptungen 

hinausgehenden Schreiben, Antragskopion, Bekanntmachungen, Ausschnitten aus 

Buchverdffentlichungen, Aktenvermerkun, Artikeln und Presssinfomationen, die als 

solche eine Vlelzahl komplexer und im Ubrlgen den Streitgegenstand im 

Wesentlichen nicht betreffender Inhsilte enthalten. Nach 3 137 &G. 3 ZPO ist die 

Bezugnahme in SchriftsCltzen auf Dokumente nBmlich nur zulässig, soweit keine 

Parte1 widerspricht und das Gericht sie für angemessen erachtet. Schon an der 

ersteh Voraussebung fehlt es. Irn Übrlgen gilt -worauf anwaklich vertretene Parteien. 

an slch nicht hingewissen werden mlissen - allgemein, dass in einem Streit um den 

Beleg Tor Außerungsn die darlegungs- und beweiopflichtige Partei genau diejenigen 

Stellen eines in Bezug genommenen Druckerzeugnisses zu bezeichnen hat; die dem 

Beleg dienen sollen. Sie darf es nicht einem Gericht selbst ilberlasaen, aus einem 
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umfangreichen Druckwerk oder urnfangr&hen Anlagen zu einem Sehnftsatz r'iaCi1 

eigenem Emiess~n diejenigen Tatsachen auszuwählen, die geeignat sein kannen, 

ihrer Darlegungs- und Beweislast zu entsprechen (BGH Urt.v. 3.10.1856 - IV ZR 

58/56 - NJW 1Q56, 1878), Das hat der Beklagte indessen getan. 

Soweit danach das Vorbringen des BeKlagten noch zu beachten ist, gilt: 

(aa.) Der Beklagte meint, auf der (offenbar früheren) lnternetseite der Firma biovatlv 

GmbH werde singerJumt, dass Fardermliiel zweckentiremdef ausgegeben würden. 

f i  Dort .heiß@ es zu den im Jahr 2009 geplanten Freisetzungsversuchen irn 
AgroBioTechnikum Groß Lüsewitz, es gehe in allen Fallen um Sicherheits- Und 

Begleitforschung. Bis auf eine gtntechnlsch verlinderte Kartqfkl sei bJ keiner dieser 

(freigesetzten) Pflanzen daran gedacht, sie in dsri ntichsten Jahren als Produkte auf 
, i 

I 

den Markt zu bringen, einige dieser Versuche würden vom Bundesminiaterium für 
! 

! Bildung und Forschung (BMBF) im Rahmen des Programm$ "Biolo~icche 
! Cicherheihforschung" gWrdart. Das sei aber nicht zulSlssig, weil die Fbrderrichtlinien 

"Beiträge zur biologischen Sicherheit gentechnisch veränderter Pflanzen" irn 

Rahmenprognmm. "Bio Technologi&Chrincen nutzen und gestatten" ausdrücklich - 
wie slch aus der lnternetpublikation des Bundesminioteriums fUr Bildung und 

Forschung auch tatsachlich ergibt - Anderes vorsähen. Gegenstand der Forderung 

seien Arbeiten zur Erhöhung der biologischen Sicherheit gentechnisch veränderter 
n Pflanzen, die an Kulturpflanzen oder für dia Anwendung vorgesehenen Pflanzen 

vorgenommen würden und nur in begründeten ~usnahme@ll&n an Modellpfianzan 

statthaft sehn. Fraia&ungsbegleknde Untersuchungen sollten sich ausschlie~lich 

! 
auf gentechnisch veränderte Pflanzen beziehen, deren Anwendung in Deutschland 

erwartet werde oder dererr Frelsetzung bereits erfolgt sei. 

Das lasst nicht mit Uberwiegender Wahrscheinlichkeit auf eine rechtswidrige 

Inanspruchnahme von Färdormitkln schließen. Abgesehen davon, dass schon 

unkiar ist, wie dle durch das Verhalten der Kkger AIS unstreitig t u  behandelnde 

Äukrung der Klagerin zu 2) auf der Homepage der Firma blovativ GmbH zu 

verstehen Ist - es wäre schon ungewbhnlich, dass eine Fardermittelempfangarin 
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öffentlich kund gibt, die Förderrichtlinien verletzen zu wollen - kGnnen sich die 

gefdrderten Versuche gerade auf dasjenige Produkt bezogen haben, dessen 

Vermarktung auch nach dieser hßerung tatsachlich beabsichtigt gewesen ist. Auch 

kann ein begründeter Ausnahmefall von der Soll-Regelung in den Förderrichtlinien 

gegeben sein. SchlieMich stecken die Förderrichtlinien keinen bestimmten zeitlichen 

Rahmen ab, innamalb dessen eine Vermarktung untersuchter Pfianzen beabblchtlgt 

sein muss. Darüber hinaus hiil3t es in dem berichteten Zitat lediglich, dass "einigeA' 

Versuche irn Rahmen des Programms "Biolo~ische Sicherheitsforschung" gefördert 

würden. 

Der Senat verkennt nicht, dass nach dem als unstreitig zu behandelnden Sachverhati 

Anhaltspunkte fUr eine zwecloivldrige Verwendung von Fördemiitteln bestehen 

konnen. Die zu einer übewiegenden Wahrscheinlichkeit ihres Uorliegens 

erforderlichen Mlttal der Glaubhafbachung hat der Beklagte indessen nicht 

angeboten. 

(bb.) Der Beklagts behauptet ferner, am Oengehfeld, das offenbar zweimal, in den 

Jahren 2006 und 2008, gefbrdert worden ist, seien die in den Färder- und 

Gsnehmigungsanträgen angegebenen Versuchszielr erfunden. um die 

~ittelzuwendung zu erschleichen. Venuchsrlel sei die Frage gewesen, ob sich die 

gsntechnisch verinderten Piianzen negativ auf die fUr dle Wanzen wichtigen 

Badenpike, die Mykorrhiza, auswirkten. Tatsächlich sei aber Rndßms untersucht 

worden. 

Soweit der Beklagte dazu - irn Hauptsocheverbhren - Beweis durch Vernehmung 

der Zeugen Professor Dr. Kogel und Pr&saor Or, sonnawald angeboten hat, ist er 

mlt seinem Versuch der GIaubhaftmachung gescheitert. Beide Zeugen haben unter 

Beifogung umfangreicher Forschungsberichte - und ohne dass der Beklagte ihren 

Angaben inhaltlich entgegengetreten wäre- seine Behauptung nicht bestätigt. 

(cc.) Auch die Behauptung das Beklagten, ein rechtswidriges Verhalten der Klsger 

folge schon daraus, dass die die Fardemiftel vergebende Stelle den Betreiber der 

Versuche em transgenen Gewtenfeid aufgefordert habe, irn Antrag auf Förderung 

dle Untersuchung auf Bodenpike zu behaupten, nur so sei ein Gsldfluss mdgllch, 



15-OKT-2012 18:27 Von: +49 681 3015351 nn:06419757931 

macht ein rechtswidriges. Verhalten der Klager nicM glaubhaft. Zum einen ist dieses 

Schreiben afl die Universitiit Gießen gerichtet, so dass von vornherein unklar ist, 

weshalb aus seiner Befolgung die Kläger eines rechtswidrigen Tuns zu bezichtigen 

waren, Zum anderen hat die staatliche, Fördermittel vergebende Stelle bestimmte 

Vorausaetzungen der Förderung dargestellt, ohne dass der Beklagte nechgwlesen 

oder auch nur glaubhaft gemacht hätte, dass von Anfang an beabslchtlgt gewesen 
odmr flachtCiglich in Kauf genommen wordan wäre, dle Förderungsvomussetzun~en 

zu missachten. Schließlich hat auch die Staakanwakchaft Gießen ein gegen den 

Zeugen Professor Dr. Kogel auf die Strafanzeige des Beklagten hin eingeleitetes 

Ermittlungsverfahren (702 Js 7227M9) eingestellt, weil sich keine Anhaltspunkte 

dafUr efgeben h w n ,  dass die Mittel nicht zweckentsprechend verwendet warden 

seien. Geeignete Mittel des Baweises oder der Glaubhaftmachung, dis ungeachtet 

dieser Umstände gerade die KlBger einer täuschenden Beantragung oder 

rechtswidrigen Verwendung von Flrrdermitteln oberfuhren könnten, sind nicht 

vorgetragen. 

(dd.) Soweit der Beklagte vorträgt, die Anträge seien lediglich deshalb von 

verschiedenen Universitiiten gestellt worden, weil diese keine 
Genehmigungsgebilhren zu zahlen brauchten, tatsachlich würden dle Versuche 

jedoch durch oder mit UntemtitUtzung der Kläger durchgeftihrt, damit würden die 

wahren Empfänger der FOrdermittel verschleiert, sind gleichfalls nicht Obenvlegend 

wahracheinllch. Soweit d i r  Beklagte Insoweit iiberhaupt zuldssige Mittel der 

Glaubhaftmachung oder des Beweises angeboten hat. haben sie nicht zum Erfolg 

geflihrt, wie sich aus den Aussagen der Zeugen Professor Dr, Kogel und Professor 

Dr. Sonnewald er4bt. 

(es.) Smine Behauptung, es habe tatsachlich keine Forwhung stattgefunden, hat der 

Beklagte gleichfalls nicht Uberwiegend wahrscheinlich gemacht. Der Beklagte hat 

dafür keine geeigneten Mittel der Glaubhaftmachung oder des Beweises angeboten. 

Der Umstand, dass irn Verfahren der einstweiligen Verfügung unbenannte und 

ohnehin nicht pwsente Zeugen während der Zeit ihrer Beobachtung von 

Forschungsfeldern keine wissens~haftllchan Aktivitäten bemerkt hatten, kann eine 

uberzeugung von dieser Behauptung nicht tragen. Wann und v@n wem, in welchem 

Zeltmum und unter welchen Bedingungen solche Beobachtungen stattgefunden 



haben sollen, ist nicht dargelegt. Nicht dargelegt ist gleichfalls, welche 

"wissenschaftlichen AktiviNten" einen Schluaa auf tatsachliche Forschungsarbeit 

ziehen ließen. Dar Senat vermag aus einem unterstellten Umstand, dass auf Feldern 

der Pflanrenzucht in einem bestimmten Zeitraum keine Personen bemerkt worden 

sein sollen, jedenfalls nicht den Schluss zu ziehen, dass keine Forschung 

stattgefunden hat. Im übrigen triiit es nichi zu, dass sich das Stattfinden von 

Forschung immer naiwsndigerweise in rechsrchierbaren Publikationen 

niederschlagen muss. 

Für seine Behauptung, es sei an den Versuchsstandorten (van den KIagern?) gar 

kein geeignetes fachlich geschulte Personal und es seien auch keine Labore 

vorgehalten worden, woraus dle fehlende Forschungsabi&t folgte, hat der Beklagte 

Im Veifahren auf Erlass elner einstweiligen Verfugung keine geeigneten Mittel der 

Glaubhaflmachung oder des Beweises angeboten. Die Behauptung von 

Eigenrecherchen mag von der eidesstattlichen Versicherung des Beklagten umfasst 

aein, t ~ g t  aber die Überzeugungsbildung schon deshalb nicht, weil Art und Umfang 

der Eigenrecherchen nicht; bekannt sind und nicht auszuschließen ist, dass 

Forschungsergebnisse in den von dem Beklagten betrachteten Quellen nicht 

publiziert worden sind oder mangels weiterKlhranden lnforrnationsgehalts gar nicht 
i 

publlkationsf~hig waren. 

(ff.) Die Behauptung des Beklagten, der die Klager nicht entgegengetreten sind, auf 

den Liegenschaften das AgroBioTechnikurns sehn Anwesen von Unternehmen des 

Firmengeflechts, dle der KMgerin zu 1) zugeordnet weMen ktlnnten, im Widerspruch 

zu den Nutzungsbedingungen in Anspruch genommen worden, lasst schon im 

Ansatz Keinen Schluss auf rechtswidriges Verhalten der Klagerin zu 1) zu. Soweit der 

Beklagte meint, ec handele sich um ein GrUnderzentrum, das nur neu gegründet@ 

Firnen aufnehmen dürfe, isi dies falsch. Das AgroBioTechnikurn ist ein 

gemeindeeigenes .Kompetenz-und GrUndenet~trum", Solche Angebote richten sich 

folglich schon ihrer Widmung nach nicht ausschließlich an mit dar Ansiedlung neu 

gegrbndete Unternehmen. Darüber hlnaus ist der Nutzungszeitraum länget als fh?f 

Jahre (LT-Drs. Mecklenburg-Vorpommern 61358, BI. 405 W. der Hauptakten). Im 

Übrigen kann von vornhereln nicht von einem r@chtswldrigen Mlcsbmuch steuerlich 

geförderter Einrichtungen durch einen Nutzer ausgegangen werden, wenn die 



15-NT-2812 10:28 Uon: 

affentliche Stelle, die iitrer die Zulassung zur Nutzung entscheidet, den Verbleib 

eines Nutzere über die an sich vorgegebene Zeit hinaus duldet. 

(gg.) Au7 ein rechtswidriges Verhalten der Klager lasst auch nicht schließen, dass 
aus ohntlichen Mitteln geforderte Räumlichkebii einer Begegnungsstäk 

(ehemaliger Maimraum der Brennerei in Upiingen), die - ohne dass die Kläger dem 
widersprochen hgiten - von einem den Klägern zuzuordnenden Unternehmen 

verwaltet würden, zwar der Benutzung durch die dfkntlichkeit gewidmet seien, 

Veranstaltern aber, die der grünen Gentechnik kritisch gegenober eingestellt seien, 

verweigert worden sein sollen. Der Beklagte tngt insdwelt keinerlei konkrete 

Umstiinda vor, dle es den Kliigerri erlauben würden, nach Ort, Zeit, Anlass oder 

Parsonsn zu widersprechen und so die Annahme überwiegender Wahrscheinlichkeit 

eines rechtswidrigen Verhaltens der Kltiger oder ihrer Unternehmen im Sinne eines 

bewussten Missbrauchs offentlicher Gelder durch Giaubhafima~hung oder 

Beweiserhebung zu emogllchen. Genau das wäre aber prozessual erforderlich. 

(hh.) Die wiederholt vorgebrachte Melnung des Beklagten, es sei "unbestritten", dass 
verschiedene von den Klagern zu verantwortende Verhaltensweisen vorl2gan - 
angegebene UnCrsuchungen zur Biosicheheit seien nicht ausgemhrt worden, 

Forschungen seien nicht vorgenommen worden, Zuschusse seien zweckwidrig 

verwendet worden, Sicherheitsadageri seien nicht beachtet worden, 

Mittelempfänger seien verschleiert warden, flirdeningsrelevante Tatsachen seien nur 

vorgespiegelt warden - ist schlicht falsch. Soweit entsprechende Behauptungen des 

Beklagten überhaupt den ein Bo~treiten erforderlich machenden 

Konkretisierungsgrad erreicht haben, sind sie bestritten. Geeignete Mittel der 

Glaubhaftmachung odenr des Beweises sind nicht angeboten. 

Die damit erforderliche Abwiigung mischen den durch die Äußerungen des 

Beklagten beeinkachtigten Per&niichkelkrechten dar Kläger und der 

MeinungsBußeningsfreihelt des Beklagten fällt - auf der Grundlage der Entscheidung 

des BundesverfassungsgerichtC vom 7,12.2011- zu Lasten rles Beklagten aus. 
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Allerdings hat der Beklagte mit seiner Publikation keine eigennützigen Zwecke 

verfolgt sondern sich einer Frage von öffentlichem Interesse angenommen, um einen 

Beitrag zur (Iffentlichsn Meinungsbildung zu leisten. Dass er dabel scharfe und 

obarspitae Formulierungen gebraucht hat, muss hingenommen werden. Das Thema, 

dem er sich angenammen hat, wird in der [rffentlichkeit mit besonderer Sensibilitat 

und Besorgnis wahrgenommen. Die Kläger mögen nicht Personen des Wentlichen 

Lebens im engeren Sinne sein, sind aber durch ihre Unternehmen Empfänger 

erheblicher tMtntllcher Gelder. Dia Transparenz deren Verwendung ist folglich 

gleichfalls von hohet Bedeutung und nWigt die Klager, Wentliche Aufmlrrksamkeit 

und - auch harsche und viellelcht ungerechte - Krlllk hinzunehmen. Durch unklare 

Veflechtungen von Unternehmen der Klagerin zu I), die an der staatlichen 

Förderung der von ihnen betriebenen Forschungen und ihres lnforrnationshandelns 

partizipieren, hat die Klägerin zu I) eineh gewissen Anlass zu Verdischtigungen 

geboten. Auch In diesem Rechtsstreit haben die Klager sich auf prozessuale 

Positionen zuriickgezogen und, so schwer es ihnen der Beklagte allein durch dle 

Gestaltung seiner Schriftsätze und ihrer Anlagen und die Einbaltung seiner Kritik in 

elne nahezu unendliche Geschichte der Auseinandersetzung mit der grUnen 

Gentechnik als solcher, deren Beurteilung nicht Gegenstand des Rechfsstrelts Ist, 

gemacht hat, nicht einmal im Ansatz transparent zu machen versucht, welche 

staatlichen Zuwendungen - im Rahmen der von dem Beklagten angesprochenen 

ProjaMe - sie zu welchen Zwecken erhalten haben und wie diese konkret verwendet 

worden aind. 

Zugleich jedoch hat der Beklagte Behauptungen aufgestellt, die die 

Persönlichkeitsrechte der Kläger in besonderem Maße beeintrtichtigen können. Er 

hat sie mit einem hohen Verbnitungsgrad Im lnternet der Veruntreuung staatlicher 

Mittel bezichtigt und sie so in ihrem sozialen Geltunosanspruch mit großem Gewicht 

angegriffen. Das hat er nicht unter Bezugnahme auf mehr oder weniger begrundete 

Verdachtsmomente getsn sondern - auch noch im Rechtsstreit - als bewiesen 

behauptet. 

Dem Beklagten kommt insoweit auch nicht zugute, dass er noch in der rniindlichen 

Verhandlung - durchaus verständlicherweise - darauf hingewiesen hat, er habe aus 

riliner Sicht alle ihm mdglichen Recherchen unternommen. 
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Zwar gilt fUr die Verbreitung von Tatsachenbehauptungen, deren Wahrheitsgehalt 

nicht endgültig festgestellt werden kann, dass In Fallen, in denen ss um eine dit 

C)ffsntlichkeit wesentlich berührende Angelegenheit geht, eine Behauptung solange 

nicht untersagt werden darf, wie der ÄuRernde vor der Aufstellurig und Verbreitung 

seiner Behauptung hinreichend sorgfältige Recherchen über den Wahrheitsgehalt: 

angestellt: hat. Dabei dUrfen an die Wahmeitspflicht irn Interesse der 

Meinungsäuße~ngsfreiheit keine Anforderungen gestellt werden, die die Bereitschaft 

rum Gebrauch des Grundrechts herabsetzen und so auf die 

Meinungsäußerungsfreiheit insgesamt einschüchternd wirken kbnnen; sie haben 

andererseih aber auch zu beriicksichtigen, das$ dle Wahrhsitspflicht Ausdruck der 

Schutzpflicht I ,  die aus dem Persönlichkeitsrecht folgt. Liegt dann ein 

schwerwiegender Elngrlff in das PenCinlichkeltsrecht vor. sind hohe Anforderungen 

an die Emllung der Sorgfaltspflicht zu stellen. Sie sind verletzt, wenn sich der 

Äußernde selektiv, und ahne dass dies fUr die Öffentlichkeit erkennbar wäre, allein 

auf den betroffenen Personen nachteilige Anhsltspunkte stlltzt und hierbei 

verschweigt, was gegen die Richtigkeit seiner Behauptung spricht (EiVeffi Besch1.v. 

25.20.2005 - 1 BvR 1696198 - BVeriGE 114, 339 - juris-Rz. 45). Was für den 

Persönlichkeitwschutr Tatsachenbehauptungen gegenüber gilt, kann nichts anders 

gelten für Meinungsäußerungen, denen ein tatslchlicher Kern zu Grunde Ilegt. 

Dar Beklagte ist jedoch angesichts des schwerwiegenden Eingriffs in die 

Personlichkaitsrechre der Kläger der ihm abzuverlangenden Sorgfalt schon deshalb 

nicht gerecht geworden, weil gar nicht irkennbar ist, dass er seinen Recherchen 

widerstreitende Erkenntnisse in aeine Darstellung mit dem erfarderlichen Gewicht 

eingestellt hat. Nach der Lektüre seiner Texte durch einen durchschnittlich 

verstandlgen Leser erkl$rt der Beklagte - wle er nicht zuletzt auch im Rechtsstreit 

behauptet - seine Bezichtigung für bewiesen. Dagegen streitende Umstands wie 

beispielsweise eine Befragung der angeblich zur Verschleierung eingesetzten 

universitären Institutionen oder ihrer Leiter hat er nicht ermittelt oder nicht - wie die 

BegrUndungen der Einstellungen der von ihm eingeleiteten ErmiitlungsverFahren - 
mit der erforderlichen Deutlichkeit wiedergegeben. 
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Vor diesem Hintergrund ergibt die Abwägung die htlhere SchuQbedUrRigkeii der 

Persänlichkeitsrechte der Kläger. 

Die Androhung des Ordnungsgeldes und d i r  ersaheisen Ordnungshaff beruht auf 

5 890 Abc. I, 2 ZPO. Dis Kostenentscheidung, die den RechWStreit insgesamt 

betrfi, beruht auf § 92 Abs. 1 ZPO. Sie berücksichtigt, dass der Beklagto In Bezug 

auf 6 von 10 der beanstandeten Behauptungen ganz und in Bezug auf eine weitere 

zur Wblfte obsiegt hat. 

ixecker Dr. MOller Dr. Eckstein-Puhl 

undsbeamtin der Geschäftsstelle 


